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GSP.D-01-208-2 Kapitel 5: Demokratie stärken

Antragsteller*in: Claudia Roth (KV Augsburg-Stadt)

Änderungsantrag zu GSP.D­01

Von Zeile 208 bis 212:
(261) Rechtsextremismus ist die größte Gefahr für die liberale Demokratie und die Sicherheit in
Deutschland. Rassismus, der von rechtsextremistischen Netzwerken und Verfassungsfeinden in den und
außerhalb der Parlamente geschürt wird, ist der geistige Nährboden für terroristische Anschläge. Die
Bekämpfung rechtsextremistischer Strukturen muss Priorität für alle Sicherheitsorgane haben.und
struktureller Rassismus sind die größten Gefahren für die liberale Demokratie und die Sicherheit in
Deutschland. Rechtsextremes und rassistisches Gedankengut sind nicht nur Phänomen der Extreme, sie
wirken in die Breite der Gesellschaft. Rechtsextremes Gedankengut und Verfassungsfeinde in den
Sicherheitsbehörden, sowohl in als auch außerhalb der Parlamente, müssen konsequent bekämpft werden.
Die Opfer von rechtsextremistischer und rassistischer Gewalt dürfen nicht alleine gelassen werden,
sondern müssen umfassende Möglichkeiten zur Beratung und Unterstützung erhalten.
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